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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 09.06.2020
KARIN FRICK

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Ordre juridique
Droit pénal

In der Sommersession 2020 befasste sich der Stdnderat als Erstrat mit der Revision des
Besonderen Teils des Strafgesetzbuches, deren Ziel die Harmonisierung der
Strafrahmen ist. Wie der Kommissionsberichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) dem
Ratsplenum erlauterte, habe sich die vorberatende RK-SR bei der Diskussion der
Strafrahmen an zwei Leitfragen orientiert: Erstens, absolut betrachtet, entspricht ein
Strafrahmen nach heutigem Empfinden wertmassig dem Verschulden¢ Und zweitens,
relativ betrachtet, passt ein Strafrahmen wertméssig in das System vergleichbarer
Strafen hinein¢ Die thematischen Schwerpunkte verortete Jositsch zum einen im
Bereich Gewalt und Drohung gegenlber Beamten und Behdérden, zu dem in der
jungeren Vergangenheit sehr viele Vorstdsse eingegangen waren, sowie zum anderen
bei den Delikten gegen Leib und Leben, wo generell «eine moderate Anhebung der
Strafen» vorgesehen sei. Damit werde korrigiert, dass der Gesetzgeber bei der
Ausgestaltung des Strafgesetzbuchs in den 1940er-Jahren den Schutz des Vermogens
im Vergleich zum Schutz von Leib und Leben «relativ stark gewichtet» habe. Diese
Werthaltung, die neu ausgelotet werden musse, veranschaulichte er mit dem Beispiel,
dass auf einfachen Diebstahl heute eine Maximalstrafe von finf Jahren stehe, wéhrend
eine fahrlassige Totung mit maximal drei Jahren bestraft werde. Bundesratin Karin
Keller-Sutter betonte, es sei wichtig, dass sich die Bevolkerung mit einem Urteil
identifizieren kdnne: «Nur unter dieser Voraussetzung kann der Rechtsstaat auch seine
Glaubwdlrdigkeit und seine Akzeptanz behalten.» Die 6ffentliche Debatte sei aber oft
vom Eindruck einzelner Vorkommnisse geprégt, die die Forderung nach Mindeststrafen
befeuerten. Solche habe der Bundesrat allerdings nur «sehr selektiv» vorgesehen, weil
der Strafrahmen nicht nur den denkbar schwersten, sondern immer auch den denkbar
leichtesten Fall abdecken musse.

Uber weite Strecken war die umfangreiche Vorlage im Standerat unbestritten. Bis auf
drei Punkte, die sie vertiefter diskutierte, folgte die Standekammer Uberall
stillschweigend den Antragen ihrer Kommission. Als wichtigste dieser diskussionslosen
Neuerungen hervorzuheben sind die Anhebung der Mindeststrafe fir schwere
Kérperverletzung von bisher sechs Monaten auf ein Jahr sowie die Vereinheitlichung
der Mindeststrafe flr alle gewerbsmassig begangenen Vermogensdelikte auf sechs
Monate. Die Bestimmungen des Sexualstrafrechts klammerte der Stadnderat in der
Debatte aus, weil diese nach dem Willen seiner Kommission und des Bundesrates in
einem separaten Entwurf, der zuerst noch in die Vernehmlassung gegeben wird,
behandelt werden sollen.

Die erste der drei umstrittenen Anderungen betraf mit Art. 42 StGB eine Bestimmung
aus dem Allgemeinen Teil, der eigentlich gar nicht Gegenstand des Geschéafts war. Die
Kommissionsmehrheit habe diese Anpassung dennoch vorgenommen, um den
Forderungen nach schéarferen Strafen entgegenzukommen, ohne die Mindeststrafen zu
erhdhen, wie Jositsch erklérte. Sie schlug vor, den Artikel dahingehend abzuandern,
dass das Gericht bei einem Ersttater oder einer Ersttaterin nicht mehr «in der Regel»
eine bedingte Strafe aussprechen muss, sondern dass es dies «kann». Durch die etwas
offenere Formulierung wollte sie mehr Méglichkeiten fir unbedingte Strafen schaffen.
Eine Minderheit Vara (gp, NE) und der Bundesrat beantragten hingegen, beim geltenden
Recht zu bleiben. Die Anderung gefahrde die Rechtssicherheit, weil die vielen Gerichte
in der Schweiz die Kann-Bestimmung vielleicht unterschiedlich anwendeten, so deren
Argumentation. «Es kann nicht angehen, dass irgendwelche Grinde dazu flhren
kénnen, dass der bedingte Strafvollzug, selbst bei einer glnstigen Prognose, verweigert
werden kann», warnte Justizministerin Keller-Sutter vor unzulédssiger Willkdr.
Kommissionssprecher Jositsch wandte ein, dass es fur Taterinnen und Tater eben
gerade keine Sicherheit geben solle, dass man beim ersten Mal eine bedingte Strafe
erhalte. Die Ratsmehrheit liess sich davon Uberzeugen und folgte mit 26 zu 15 Stimmen
der Kommissionsmehrheit.

Als zweites erorterte der Sténderat die konzeptionelle Frage, ob eine Mindestgeldstrafe
automatisch auch eine Mindestfreiheitsstrafe bedeute - an einer konkreten Frage:
Wenn fur ein Delikt eine Geldstrafe nicht unter 30 Tagessatzen oder eine
Freiheitsstrafe vorgeschrieben ist, bedeutet dies dann, dass die Freiheitsstrafe auch
mindestens 30 Tage betragen muss? Die Kommissionsmehrheit bejahte diese Frage, die
in der juristischen Lehre bislang ungeklart geblieben war, und wollte dies im StGB nun
ausdricklich festschreiben. Sie sah Geld- und Freiheitsstrafen als «weitestgehend
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 03.12.2020
AMANDO AMMANN

gleichwertig» an, wie es Andrea Caroni (fdp, AR) ausdriickte; dies zeige sich nicht
zuletzt auch darin, dass eine Geldstrafe von 30 Tagesséatzen bei Nichtbezahlung eins zu
eins in eine Freiheitsstrafe von 30 Tagen umgewandelt werde. Eine Minderheit Mazzone
(gp. GE) argumentierte dagegen, eine Freiheitsstrafe stelle einen grésseren Eingriff dar
als eine Geldstrafe, weshalb auf eine solche ausdrickliche Gleichsetzung im StGB
verzichtet werden sollte. Auch EJPD-Vorsteherin Keller-Sutter pladierte gegen die
vorgeschlagenen Erganzungen bei den betreffenden Artikeln, weil aus der Praxis hierzu
keine Unklarheiten moniert worden seien und die Anderung aus Sicht des Bundesrates
daher nicht notwendig sei. Etwas spitz bemerkte sie: «Es wurde gesagt, im Lehrbuch
Jositsch stehe, dass hier Klarungsbedarf bestehe. Herr Jositsch ist in der Minderheit
und sieht offensichtlich, entgegen seinem Lehrbuch, keinen so grossen
Klarungsbedarf.» Die Ratsmehrheit folgte mit 24 zu 16 Stimmen dennoch der
Kommissionsmehrheit.

Der dritte Streitpunkt betraf die Verscharfung der Strafnorm fir Gewalt und Drohung
gegen Behorden und Beamte (Art. 285 StGB). Die Kommissionsmehrheit unterstitzte
hier das Konzept des Bundesrates, der den Strafrahmen flir den Grundtatbestand
unverandert liess - d.h. keine Mindeststrafe, maximal drei Jahre Freiheitsstrafe -,
wahrend er Gewalttaten, die aus einem zusammengerotteten Haufen heraus begangen
werden, neu mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessatzen (bisher 30) oder
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren (wie bisher) bestrafen wollte. Nach dem
vorangegangenen Beschluss des Stdnderates Uber die wertméssige Gleichstellung von
Geld- und Freiheitsstrafen bedeutete dies, dass Gewalttaten im Kontext einer
Zusammenrottung mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessatzen oder einer
Freiheitsstrafe im Umfang von 120 Tagen belegt wiirden. Eine Minderheit Engler (cvp,
GR) wollte die Strafen indes dergestalt verschérfen, dass sie zwar keine Mindeststrafe
vorsah, Geldstrafe aber nur in leichten Féllen ausgesprochen werden durfte. Bei
Gewalttaten im Kontext einer Zusammenrottung wére eine Freiheitsstrafe zwingend.
Uneinigkeit herrschte in erster Linie dartber, welche Variante die schéarfere war, jene
mit der hohen Mindeststrafe oder jene mit der grundsatzlichen Freiheitsstrafe. Wie
Beat Rieder (cvp, VS) berichtete, war dies auch der einzige Punkt, in dem sich die
Subkommission, die das Geschaft fur die RK-SR vorberaten hatte, nicht einig geworden
war. Rieder setzte sich fur die Minderheit ein, weil es hier um Straftaterinnen und
-tater gehe, die «relativ renitent» seien und bei denen Geldstrafen «schlichtweg keine
Wirkung» erzielten. Wichtig sei die Signalwirkung der Freiheitsstrafe, sprich, dass
Hooligans «am Montag nach dem Samstagsmatch im Biro fehlen». Bundesréatin Keller-
Sutter zeigte Verstandnis flr die Streichung der Geldstrafe in schweren Féllen, gab aber
in Bezug auf die Signalwirkung zu bedenken, dass Freiheitsstrafen auch bedingt
ausgesprochen werden kénnen. Mit 23 zu 18 Stimmen betreffend den Grundtatbestand
und 25 zu 17 Stimmen bezlglich der Zusammenrottungen nahm der Standerat den
Minderheitsantrag Engler an.

In der Gesamtabstimmung opponierte die Grune Fraktion geschlossen, womit die
Kantonskammer das revidierte StGB mit 35 zu 5 Stimmen guthiess. Der zweite Entwurf
zur Anpassung des Nebenstrafrechts an das neue Sanktionenrecht, mit dem vor allem
formelle Anderungen vorgenommen wurden, passierte die Gesamtabstimmung
unverandert mit 36 zu 6 Stimmen, wobei sich hier auch SP-Stéanderat Paul Rechsteiner
(sp, SG) zur Grinen Opposition gesellte. Stillschweigend schrieb die kleine Kammer
zudem die Vorstosse 06.3554, 09.3366, 08.3131,10.3634 und 17.3265 ab. '

Politique étrangeére

Relations avec |'UE

In der Wintersession 2020 nahm sich der Stinderat der Ubernahme der
Rechtsgrundlagen iiber die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des SIS an,
nachdem der Nationalrat diese abgelehnt hatte, was einem Nichteintreten gleichkam.
Die Sprecherin der SIK-SR, Andrea Gmir-Schénenberger (cvp, LU), fasste zu Beginn der
Diskussion die Ablehnungsgrinde des Nationalrats zusammen. Dieser habe bemangelt,
dass EU-Recht Gbernommen werden musse und dass das Auslanderrecht verschéarft
wirde. Standeratin Gmur-Schonenberger machte diesbezlglich aber klar, dass die
Schweiz als Schengen-Staat zur Ubernahme verpflichtet sei und eine mangelhafte
Umsetzung zum Ausschluss aus dem Schengen/Dublin-Verband fihren kénne. Die SIK-
SR anerkenne die wichtige Rolle der SIS bei der Kontrolle der Schengen-Aussengrenzen
und beflirworte daher die verstarkte Zusammenarbeit der européischen Sicherheits-
und Migrationsbehérden. Dennoch habe die Kommission drei Anderungsantrage
eingebracht: die Richtlinie soll nicht auf die Anordnung und den Vollzug der
Landesverweisung angewendet werden; es sollen Ausnahmen bei der Lieferung von
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 08.06.2020
AMANDO AMMANN

biometrischen Daten moglich sein und durch zuséatzliche Bestimmungen soll die
Aufsichtsfunktion des EDOB und die Zusammenarbeit mit kantonalen und européischen
Stellen verbessert werden. Werner Salzmann (svp, BE) zeigte sich zufrieden damit, dass
die Schweiz es sich explizit vorbehalte, kriminelle Drittstaatsangehdrige in «souverdner
Art und Weise auszuschaffen», unabhangig von der Entwicklung der EU-
Rickfihrungsrichtlinie. Fur Salzmann habe die Vorlage mit dieser Anderung gute
Chancen im Nationalrat. Auch Daniel Jositsch (sp, ZH) war zuversichtlich, dass der
Nationalrat aufgrund der Anpassungen hinsichtlich der Koordination im Bereich des
Datenschutzes keinen Widerstand mehr leisten wurde. Bundesratin Karin Keller-Sutter
betonte, dass das SIS an die neuen Herausforderungen in den Bereichen Migration und
innere Sicherheit angepasst werden soll. Eine verstarkte europaische Zusammenarbeit
sei notwendig, was nicht zuletzt die Terroranschlage in Paris 2015 gezeigt hatten. Mit
der Zustimmung zu den Verpflichtungskrediten zur Weiterentwicklung des
Schengen/Dublin-Besitzstandes habe das Parlament bereits die finanziellen Grundlagen
fur das Projekt geschaffen. Sie verdeutlichte aber auch, dass man aus dem Schengen-
Verbund ausscheiden wirde, wenn die gesetzlichen Anpassungen nicht vorgenommen
wilrden. Daher bat sie die Rate darum, das Differenzbereinigungsverfahren und die
Schlussabstimmung bereits in der laufenden Wintersession durchzufihren. Der
Standerat nahm die Anderung des BGIAA mit 40 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ohne
Gegenstimmen an. Auch die Ubernahme der Rechtsgrundlagen fiir die Einrichtung, den
Betrieb und die Nutzung des SIS wurde inklusive der drei genannten Anderungen mit 41
Stimmen (bei 1 Enthaltung) angenommen. Abgelehnt wurde - mit 31 zu 11 Stimmen -
hingegen ein Antrag der Minderheit Vara (gp, NE), die eine Bestimmung streichen lassen
wollte, wonach das SEM Einreiseverbote verfigen kann, wenn die gesuchstellende
Person vorgangig Sozialkosten verursacht hat, auch wenn diese Sozialleistungen
berechtigterweise  beantragt worden waren. Kommissionssprecherin ~ Gmur-
Schoénenberger relativierte, dass diese Kann-Bestimmung bereits bestehe und nicht
durch die vorliegende Vorlage veréandert werde. 2

Politique du développement

Im Februar 2020 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Kapitalerh6hungen
der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Darin flihrte er aus,
dass sowohl der Entwicklungsausschuss der Weltbankgruppe (WBG) wie auch die
Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) eine Kapitalerhéhung der
Finanzierungsleistungen bis 2030 beschlossen hatten. Im Fall der Weltbankgruppe
verteilen sich die Erhdhungen auf zwei Teilorganisationen, namentlich die IFC und die
IBRD. Insgesamt beliefen sich die Kreditbeschlisse auf CHF 2.7592 Mrd., an denen sich
die Schweiz als Mitglied zu beteiligen habe. De facto wirde die Schweiz fur USD 197.7
Mio. Aktien der IBRD und der IFC sowie fur weitere USD 99.7 Mio. Aktien der AfDB
kaufen. Der restliche Betrag setze sich aus Garantiekapital fir die IBRD (USD 649 Mio.)
und die AfDB (USD 1562 Mio.) zusammen. Dieses Garantiekapital wurde in der
Vergangenheit noch nie von einer multilateralen Entwicklungsbank eingefordert und
dient ausschliesslich der Verbesserung des Bonitatsratings. Zudem beantragte der
Bundesrat die Genehmigung der Anderung des Abkommens Uber die IFC: Die
qualifizierte Mehrheitsanforderung far Zustimmungen zu zuklnftigen
Kapitalerhdhungen der IFC soll von 80 Prozent auf 85 Prozent angehoben werden.

Der Sténderat behandelte die Kapitalerhéhungen in der Sommersession 2020, nachdem
die APK-SR die Beteiligung an den Kapitalerhéhungen und die Anderung des IFC-
Abkommens mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen hatte, was
Kommissionssprecher Damian Muller (fdp, LU) im Rat hervorhob. Zu diskutieren gaben
jedoch zwei Minderheitsantrage, welche bereits in der Kommission gescheitert waren.
Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) verlangte, dass die Schweiz in den
Entscheidungsgremien der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
eine konsequente Null-Toleranz-Politik gegen Korruption fuhren und sich fir die
Menschenrechte einsetzen miusste. Sommaruga wies darauf hin, dass auch
industrialisierte Staaten wie die Schweiz von den Investitionen der Weltbankgruppe
profitierten. Ein oft verwendetes Instrument seien 6ffentlich-private Partnerschaften
mit  Beteiligung  multinationaler  Konzerne, welche der Korruption in
Entwicklungslandern Vorschub leisteten. Matthias Michel (fdp, ZG) empfand die
Forderung der Minderheit bei einer Krediterhéhung als fehl am Platz. Er teile zwar
diese Grundwerte, doch es sei selektiv und etwas zufallig, sich nur gegen Korruption
einzusetzen, wenn die Schweiz doch fur ein viel breiteres Wertespektrum stehe. Er
erwarte, dass der Bundesrat die Schweizer Grundwerte immer zum Ausdruck bringe,
auch ohne dass man dies gesetzlich verabschiede. Der Minderheitsantrag Sommaruga
wurde mit 28 zu 17 Stimmen abgelehnt.
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 16.06.2020
DIANE PORCELLANA

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 16.12.2021
ANJA HEIDELBERGER

Eine zweite Minderheit Vara (gp, NE) wollte die Finanzierung von Kohle-, Erdél- und
Erdgasprojekten und von Projekten im Zusammenhang mit Stromerzeugung aus fossilen
Energien verbieten lassen. Die Schweiz musse ihr Gewicht und ihren Einfluss nutzen,
um sich fur eine koharente und umfassende Klimapolitik einzusetzen, so die
Minderheitsfuhrerin. Damian Muller argumentierte, dass dadurch auch Darlehen und
die Beratungstatigkeiten von Banken betroffen wéren, was eine Mehrheit der APK-SR
abgelehnt habe. Zudem wdirden samtliche Projekte der Entwicklungsbanken eng
begleitet und evaluiert. So kénnte Bundesrat Parmelin als Schweizer Vertreter in der
Weltbankgruppe entsprechend Einfluss nehmen, wenn die Projekte den Werten der
Schweizer Aussenpolitik zuwiderliefen. Ebenjener Bundesrat warnte in der Folge davor,
dass dieser Minderheitsantrag die Arbeit der Entwicklungsbanken erschweren kénnte.
Schliesslich seien beispielsweise Gaskraftwerke in Léndern mit mangelhafter
elektrischer Infrastruktur durchaus als Ubergangstechnologie geeignet, um
Kohlekraftwerke abzuldsen. Auch dieser Minderheitsantrag wurde mit 28 zu 15 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) verworfen.

Die Kapitalerhdhungen der Weltbankgruppe wurden in der Gesamtabstimmung mit 34
zu 4 Stimmen (bei 7 Enthaltungen), jene der Afrikanischen Entwicklungsbank mit 37 zu 4
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) angenommen. Auch den Bundesbeschluss Uber die
Genehmigung der Anderung des Abkommens (iber die IFC nahm der Standerat mit 37 zu
4 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. ®

Armée

Activités internationales

Le Conseil national a accepté de prolonger I'engagement de la Swisscoy dans les
Balkans jusqu'en 2023, par 105 voix contre 77 et 5 abstentions. L'augmentation du
contingent a 195 militaires dés avril 2021 a également été approuvée. Il pourra étre
renforcé avec 20 personnes pour une durée de quatre mois en cas de menace accrue;
50 personnes pourront étre mobilisées durant huit mois pour des taches de logistique
et de maintenance. Seuls I'UDC et les Verts ont manifesté leur opposition. L'UDC a
estimé que les soldats suisses n'ont pas a s'impliquer a I'étranger, en raison de la
neutralité de la Suisse. Les écologistes ont demandé le retrait des troupes d'ici fin 2020
et la réaffectation des fonds alloués a la mission pour des projets de nature civile. Leurs
propositions ont été balayées.

Au Conseil des Etats, les sénatrices et sénateurs ont évincé la proposition de la
minorité Salzmann visant a limiter le contingent a 165 militaires, par 29 voix contre 9 et 1
abstention. En vote d'ensemble, le projet a été accepté par 33 voix contre 6 et 2
abstentions. Il fut réprouvé par les écologistes romandes - Lisa Mazzone (verts, GE),
Adéle Thorens Goumaz (verts,VD) et Céline Vara (verts,NE) -, ainsi que par Hansjorg
Knecht (udc, AG), Werner Salzmann (udc, BE) et Thomas Minder (sans parti, SH). *

Finances publiques

Budget

In den folgenden Tagen machte sich das Parlament an die Bereinigung der acht
verbliebenen Differenzen zum Voranschlag 2022. Bereits in der ersten Runde
bereinigte der Standerat drei offene Fragen, obwohl die FK-SR in fast allen Punkten
Festhalten empfohlen hatte. So folgte die kleine Kammer bezuglich der Krediterhéhung
flr die sieben verschiedenen Familienorganisationen in der Hohe von CHF 1 Mio. (auch
in den Finanzplanjahren) einer Minderheit Gapany (fdp, FR) statt der
Kommissionsmehrheit, welche auf die Erhéhung verzichten wollte. Mehrheitssprecher
Hegglin (mitte, ZG) hatte zuvor vergeblich argumentiert, dass «Mittel in dieser
Grossenordnung» - Finanzminister Maurer sprach gar von «Bagatellbetrégen» -
vermehrt durch nachgelagerte offentliche Institutionen statt durch den Bund
gesprochen werden sollten. Seit 2016 sei der Kredit der Familienorganisationen
gleichgeblieben, obwohl ihre Aufgaben zugenommen hétten, betonte die
Minderheitensprecherin. Ein Verzicht auf die Aufstockung wirde folglich eine
Einschrankung der Leistung nach sich ziehen. Mit 20 zu 19 Stimmen bereinigte der
Standerat diese Differenz knapp. Keine Diskussionen gab es bezlglich der Schaffung
von neuen Sollwerten beim VBS zur Senkung der Bruttomietkosten und beim SECO zur
Erhéhung der Anzahl Freihandelsabkommen - beide Anderungen akzeptierte der
Standerat stillschweigend.
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Der Nationalrat bereinigte im Gegenzug die Differenzen bezlglich des Bundesamtes fir
Energie, wobei er auf die zusatzliche Aufstockung zugunsten des Programms
EnergieSchweiz verzichtete. Dabei folgte sie der FK-NR, die beantragt hatte, dem
Standerat entgegenzukommen und dessen mildere Aufstockung von CHF 5.6 Mio.
gegenuber der bundesratlichen Position zu tUbernehmen. Dieser Kredit stehe nicht
direkt mit dem CO2-Gesetz in Verbindung, weshalb eine Aufstockung durchaus
gerechtfertigt sei, argumentierte Kommissionssprecher Brélaz (gp, VD). Eine Minderheit
Schwander (svp, SZ) wollte zumindest in den Finanzplanjahren géanzlich auf eine
Aufstockung verzichten, unterlag jedoch mit 134 zu 56 Stimmen. Die zusatzliche
Erhdhung der Darlehen und Beteiligungen fur die Entwicklungslander, insbesondere des
SIFEM, strich der Nationalrat Uberdies aus dem Budget, wie es der Standerat zuvor
vorgesehen hatte.

In der zweiten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens blieben damit nur noch die
Fragen der Krediterhdhung zugunsten des Kinderschutzes, der Kirzung der
Personalausgaben sowie der Verbuchung der Covid-19-Arzneimittel und
-Impfleistungen, die von der Hohe der zusatzlichen Ausgaben und somit von den
anderen beiden Entscheiden abhéngig war. Der Standerat pflichtete der grossen
Kammer in der Folge bezlglich des Kinderschutzes bei, wohlwissentlich, dass «diese
Mittel nicht verwendet werden kdnnen, solange nicht rechtliche Grundlagen daflr
bestehen», wie Kommissionssprecher Hegglin betonte. Dabei verzichtete er aber auf
eine Zuschreibung dieser Gelder in den Planungsgrossen an die «Ombudsstelle
Kinderrechte Schweiz». Stillschweigend und mit Zustimmung des Finanzministers
sprach sich der Stéanderat fur diese Losung aus.

In der Folge verzichtete der Nationalrat auf die Umbuchung des Arzneimittelkredits,
was Kommissionssprecher Brélaz mit dem Verfahren der Budgetbereinigung
begriindete: Liegt am Ende der Budgetdebatte eine Differenz zwischen den Réten vor,
wird jeweils der tiefere Betrag im Budget verwendet. In diesem Fall wiirde das aber
bedeuten, dass die entsprechenden Kosten weder ordentlich noch ausserordentlich
verbucht werden kénnten - der Nationalrat hatte bei der ordentlichen Verbuchung den
Wert O vorgesehen, der Stédnderat bei der ausserordentlichen Verbuchung. Mit der
stillschweigenden Entscheidung des Nationalrates, hier einzulenken, rechnete der Bund
jedoch nur noch mit einem Uberschuss von CHF 1.8 Mio. - es bliebe also nicht mehr viel
Geld flr ordentliche Nachtrége, wie die beiden Kommissionssprechenden Brélaz und
Wyss (sp, BS) erlauterten. Jedoch kénne die Administration im ersten Nachtrag 2022
die Kreditreste flr das Jahr 2022 abschéatzen - anschliessend seien Nachtrage in dieser
Hohe geméass FHG weiterhin moglich. Man habe diesen Mehraufwand fir die Verwaltung
insbesondere in Anbetracht des Antrags auf Querschnittskirzungen bei den
Personalausgaben verhindern wollen. Diesen letzten Punkt zu den Personalausgaben
konnte der Nationalrat trotz eines Minderheitsantrags Schilliger (fdp, LU) auf Einlenken
nicht bereinigen - die Frage musste folglich in der Einigungskonferenz gekléart werden.

In der Einigungskonferenz war der Standerat aufgrund der Regeln der Budgetdebatte in
einer ungemein starkeren Position - bei Ablehnung des Antrags der Einigungskonferenz
wirde sein (tieferer) Betrag ins Budget aufgenommen. Die FK-NR habe eine
Verstandigungslosung prasentiert, die jedoch kaum diskutiert worden sei, kritisierte
Ursula Schneider Schittel (sp, FR) die Debatte in der Einigungskonferenz wahrend der
anschliessenden Ratsdebatte. Der Stéanderat habe sich in der Einigungskonferenz
folglich durchgesetzt. Mit 119 zu 69 Stimmen respektive 37 zu O Stimmen sprachen sich
National- und Standerat fur deren Antrag zum Voranschlag 2022 aus. Trotz eines
Minderheitsantrags  Schneider  Schuttel auf Ablehnung des Antrags der
Einigungskonferenz fir die Finanzplanjahre setzte sich der Vorschlag der
Einigungskonferenz im Nationalrat (mit 103 zu 87 Stimmen) und im Standerat (mit 27 zu
11 Stimmen bei 2 Enthaltungen) ebenfalls durch. Somit wurden die Personalausgaben
gegenlber der bundesratlichen Version flr das Jahr 2022 sowie fur die Finanzplanjahre
um CHF 21 Mio. (von CHF 6.1 Mrd.) gekirrzt, um den Bundesrat aufzufordern, «nach
Synergien Uber die ganze Verwaltung zu suchen», wie FK-SR-Sprecher Hegglin die
Kirzung begrindete. °
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Der Standerat behandelte das Covid-19-Gesetz gleich am Folgetag der
entsprechenden nationalratlichen Debatte, was dazu fluhrte, dass der Kommission und
den einzelnen Ratsmitgliedern nur sehr wenig Zeit fir die Vorbereitung blieb. Probleme
bereiteten der Kommission insbesondere die vom Nationalrat gutgeheissenen
Einzelantrage, da sie diese erst am Morgen vor der Ratsdebatte behandeln konnten.
Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG) nannte die Situation entsprechend
«herausfordernd, aber auch nicht vdllig ungewdhnlich», zumal die Themen
«Uberblickbar» seien. Anders sah dies Thomas Minder (parteilos, SH), der das Geschéft
zu einem «Fauxpas der groberen Sorte» erklarte, was er unter anderem auf die
gedrangte Behandlung bezog. Eintreten war jedoch unbestritten.

Zuerst setzte sich der Standerat in der Detailberatung mit einem Ordnungsantrag
Minder auseinander, der auf dem zweiten Teil seiner Kritik beruhte: Der Schaffhauser
Sténderat beflirchtete, dass die Breite des Gesetzes die Einheit der Materie verletze. Er
zeigte sich besorgt, dass die Stimmbdurgerinnen und Stimmbdrger bei einer so breiten
Vorlage in einem drohenden Referendum ihrer freien Willensdusserung nicht
nachkommen kénnten. Entsprechend reichte er einen Splittingantrag ein, bei dem er
die Primarmassnahmen, also die Massnahmen zur Bekampfung der Epidemie, von den
Sekundarmassnahmen, also den Massnahmen zur Bewéltigung der Folgeprobleme,
trennen wollte. Mit der Ansicht, dass die Zusammenfassung solch unterschiedlicher
Aspekte in einem Gesetz problematisch sei, war Minder nicht alleine. Zahlreiche
Sprechende pflichteten ihm diesbezlglich bei, selbst Kommissionssprecher
Rechsteiner sprach von einem «gesetzgeberischen Birchermuesli». Dennoch fand die
vorgeschlagene Losung des Splittings bei der Ratsmehrheit wenig Anklang: Damit
vereinfache man die Wahrnehmung der politischen Rechte nicht, sondern erschwere
sie zusatzlich, argumentierte etwa Carlo Sommaruga (sp, GE). Zudem gebe man der
Stimmbevélkerung erst recht das Gefuhl, dass man sie an ihrer Mitsprache hindern
wolle, weil sie dadurch zwei Referenden ergreifen misste, ergdnzte Paul Rechsteiner
fur die Kommission. Bundeskanzler Thurnherr erklérte, dass sich der Bundesrat
durchaus Uberlegt habe, die Vorlage in viele einzelne dringliche Bundesbeschlisse
aufzuspalten, sich aber dagegen entschieden habe, weil das zu wenig Ubersichtlich
gewesen ware. Mit 30 zu 7 Stimmen lehnte der Stédnderat in der Folge den Antrag
Minder ab.

Bei der Detailberatung lag auch dem Standerat eine Vielzahl an Antrdgen vor (20
Mehrheits-, 13 Minderheits- und 10 Einzelantrége) und wiederum war bereits der Artikel
zum Gegenstand des Gesetzes umstritten. Hier behandelte der Sténderat einen neuen
Einzelantrag Caroni (fdp, AR), der explizit festhalten wollte, dass der Bundesrat die
entsprechenden Befugnisse nur soweit wahrnehmen dlrfe, wie eine Problematik
wirklich dringlich sei. Wann immer maoglich, solle er jedoch den ordentlichen oder
dringlichen Gesetzgebungsprozess einhalten. Kommissionssprecher Rechsteiner
erachtete die Bestimmung als Uberflissig und beflrchtete Uberdies, dass sie zu
Missverstandnissen flhren kénnte. So gebe es durchaus Massnahmen, von denen man
wolle, dass sie der Bundesrat selbstandig umsetze, zum Beispiel die Beschaffung von
Gesundheitsmaterial. Bundeskanzler Walter Thurnherr erachtete den Zusatz zwar
ebenfalls als unndtig, er sei aber auch nicht schéadlich, «weil wir nichts anderes
vorhaben als das». Mit 24 zu 15 Stimmen nahm die kleine Kammer den Antrag Caroni an
und schuf damit eine erste Differenz zum Nationalrat.

Darlber hinaus diskutierte nach dem Nationalrat auch der Stdnderat Uber die Frage, ob
die Dachverbande der Sozialpartner und die Verbdnde der Gemeinden und Stadte
ausdrucklich ins Gesetz aufgenommen werden sollten. Die Kommissionsmehrheit
lehnte diese Anderung durch den Nationalrat ab, eine Minderheit Germann (svp, SH)
beflirwortete sie. So betonte Germann unter Nennung seiner Interessenbindung als
Prasident des Gemeindeverbandes, dass die Massnahmen gerade in den Bereichen der
Kinderkrippen, der Unterstutzung des 6ffentlichen Verkehrs oder der Kulturhilfen die
Gemeinden durchaus betreffe und dass diese entsprechend auch angehoért werden
sollten. Mit 23 zu 16 Stimmen folgte der Standerat jedoch der Kommissionsmehrheit
und schuf damit eine weitere Differenz zum Erstrat. Die Ubrigen Anderungen des
Nationalrats, wie die Information der Parlamentsorgane und die Orientierung der
Entscheidungen an den vorhandenen Daten, hiess der Standerat stillschweigend gut.
Umstritten war hingegen die Frage, ob temporar die Bundeskanzlei einen Teil der
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Stimmrechtsbescheinigungen bei den Gemeinden einholen solle, wie der Nationalrat
entschieden hatte. Die Kommissionsmehrheit lehnte dies ab. Der Bundeskanzler
betonte, dass Initiativen und Referenden nicht nur aufgrund erschwerter Bedingungen
nicht zustandekéamen, in den letzten zehn Jahren seien 40 Prozent der Initiativen an
der Unterschriftensammlung gescheitert. Ziel des bestehenden Gesetzes sei, dass die
Referendumskomitees «selber die Verantwortung dafir Ubernehmen, wie viele
Unterschriften sie haben». Ein Einzelantrag Vara (gp, NE) wollte diesbezlglich hingegen
dem Nationalrat folgen: Damit kénne man der Zivilgesellschaft zeigen, dass man ihre
Anliegen anerkenne, zudem sei es die Pflicht der Politikerinnen und Politiker, die
demokratischen Rechte auch unter schwierigen Bedingungen zu gewéhrleisten, betonte
die Minderheitensprecherin. Mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) teilte der Rat
diese Meinung mehrheitlich und folgte diesbezlglich dem Nationalrat.

Besonders umstritten waren im Stéanderat, wie bereits im Nationalrat, die Massnahmen
im Kulturbereich. Hier entschied sich der Standerat mit 26 zu 14 Stimmen flr den
Vorschlag der Kommission, insgesamt nur CHF 80 Mio. anstelle der vom Nationalrat
festgesetzten und von einer Minderheit Graf (gp, BL) vorgeschlagenen CHF 100 Mio. fur
Leistungsvereinbarungen der Kantone bereitzustellen.

Bei den Sportvereinen schlug die Kommission vor, die vom Nationalrat angenommenen
Darlehen ebenfalls zu ermoglichen, jedoch von den Vereinen Sicherheiten im Umfang
von 35 Prozent statt 25 Prozent zu verlangen und keine Mdglichkeit fur Rangricktritte
durch den Bund - also fur eine Einwilligung des Bundes, dass seine Forderungen im
Falle einer Insolvenz letzte Prioritat hatten - vorzusehen. Eine Minderheit Germann
wollte in beiden Punkten dem Nationalrat folgen. Fur die Klubs seien diese Fragen
entscheidend, da eigentlich bereits Sicherheiten von 25 Prozent dUber ihrer
Schmerzgrenze lagen. Wenn der Betrag zudem ohne Rangricktritte gewahrt wirde,
musste er als Fremdkapital angerechnet werden, wodurch sich die Klubs womaéglich
bereits zur Uberschuldung anmelden missten. Stattdessen solle eine Kann-
Formulierung geschaffen werden, so dass der Bund immer noch entscheiden kénne, ob
ein Verein bereits hoffnungslos verloren sei oder nicht. Mit letzterem Kommentar nahm
er eine Kritik des Bundeskanzlers auf, der mit Bezug auf die Position des VBS und des
BASPO erklért hatte, dass ein Verein, der keine Sicherheiten im Umfang von 35 Prozent
aufbringen kénne, auch kein Darlehen erhalten solle. Mit 25 zu 13 Stimmen sprach sich
der Standerat fur die tieferen, vom Nationalrat vorgeschlagenen Sicherheiten von 25
Prozent aus, lehnte hingegen die Rangricktritte mit 19 zu 19 Stimmen bei
Stichentscheid durch Prasident Stéckli ab.

Besonders umstritten waren die Hartefallmassnahmen fiir Unternehmen.
Kommissionssprecher Rechsteiner betonte, dass der Bundesrat dabei sei, mit dem
SECO, der EFV und den Kantonen abzuklaren, wie dieser Héartefallfonds aussehen soll.
Anstatt jedoch die Ergebnisse dieses Prozesses und den entsprechenden
Gesetzesvorschlag in der Wintersession 2020 abzuwarten, habe der Nationalrat die
Rechtsgrundlage geschaffen, «bevor das Projekt reif ist». Nun wisse man daher nicht,
was die vorgeschlagenen Regelungen kosten wurden. Da die Regelung nun aber bereits
auf dem Tisch lag, versuchte der Standerat das Beste daraus zu machen und erganzte
weitere Bestimmungen. So verlangte die Kommissionsmehrheit eine «entsprechende»
finanzielle Beteiligung der Kantone, wahrend eine Minderheit | Bischof (cvp, SO) diese
Beteiligung auf den Wohnsitzkanton beschranken wollte. Eine Minderheit Il Germann
wollte eine dhnliche Bestimmung schaffen, wie sie der Nationalrat am Vortrag aufgrund
des Einzelantrags Paganini (cvp, SG) angenommen hatte. Entsprechend sei der jetzige
Antrag eher eine Ergédnzung der nationalratlichen Bestimmung, quasi ein Absatz 1bis,
betonte Carlo Sommaruga, worauf Germann seine Minderheit auf die Streichung der
Kann-Bestimmung fur die Unterstitzung verkirzte. Zusatzlich wollte die Minderheit I
Germann ausdrucklich auch A-fonds-perdu-Beitrége ermdglichen. Ein Einzelantrag
Ettlin (cvp, OW) wollte schliesslich sicherstellen, dass nur Unternehmen unterstitzt
wurden, die vor Ausbruch der Krise wirtschaftlich gesund waren, und dass es keine
doppelte Unterstitzung flir die Unternehmen durch verschiedene Massnahmen geben
wirde. Der Stédnderat entschied sich hier fur eine ausfuhrlichere Regelung zu den
Hartefallmassnahmen, nahm alle drei Minderheits- und Einzelantrdge an (Antrag
Bischof: 31 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung; Antrag Germann: 23 zu 17 Stimmen; Antrag
Ettlin: 38 zu O Stimmen bei 1 Enthaltung) und |6ste die daflir nétige Ausgabenbremse
ohne Gegenstimmen. Damit war er auch einem Vorschlag von Ratsprasident Stockli (sp,
BE) gefolgt, dem Antrag Ettlin zuzustimmen, damit man diese Frage im
Differenzbereinigungsverfahren noch genauer diskutieren kénne.

Ahnlich umstritten waren die Regelungen zum Erwerbsersatz. Beziiglich der
Méglichkeiten auf EO wollte der Standerat noch einen Schritt weitergehen als der
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Nationalrat, der diese bereits auf massgebliche Einschrankung der Erwerbstatigkeit
ausgedehnt hatte. Der Stdnderat wollte aber zuséatzlich auch die Kann-Formulierung der
entsprechenden Regelung streichen, wéhrend eine Minderheit Hegglin (cvp, ZG) den
engeren bundesratlichen Vorschlag beflirwortete. Es sei bereits mit der jetzigen Losung
fur die Vollzugsstellen schwierig, die Erfullung der Anspruchsvoraussetzung zu prifen,
betonte er. Bundekanzler Thurnherr kritisierte einerseits die unklaren, aber vermutlich
sehr hohen Ausgaben, die flir die EO durch die Ausdehnung auf «Hunderttausende
mehr» entstiinden, und andererseits die unklare Formulierung der Regelung. Ausserst
knapp folgte der Standerat diesbezlglich der Minderheit Hegglin und dem
Bundeskanzler und tbernahm die Formulierung des Bundesrates mit 20 zu 19 Stimmen.
Sehr kritisch zeigte sich der Bundeskanzler auch gegentber der Idee, die EO auch fiur
Selbstandigerwerbende zu 6ffnen, da es «einfach nicht moglich [seil zu Gberprifen, ob
eine selbstandigerwerbende Person einen teilweisen Erwerbsausfall erleidet oder
nicht». Damit 6ffne man Missbrauch «Tur und Tor». Die Kommissionsmehrheit wollte
den entsprechenden, vom Nationalrat erganzten Passus streichen, wahrend eine
Minderheit Graf diesbezlglich dem Nationalrat folgen wollte. Mit 21 zu 18 Stimmen
sprach sich der Rat gegen den Einbezug der Selbstéandigerwerbenden aus.
Stillschweigend lehnte er Uberdies eine Obergrenze des anzurechnenden Betrags von
CHF 90'000, die Moglichkeit fur den Bundesrat, Bestimmungen zu den
anspruchsberechtigten Personen erlassen zu kdnnen, die Pflicht, den Erwerbsausfall
nachzuweisen, und die Festlegung der Auszahlung durch Selbstdeklaration ab.
Stattdessen nahm er einen Verweis auf die Regelung zur Erléschung der Anspriiche und
zur Verfiigung im ATSG vor. Ausserst knapp lehnte die kleine Kammer mit 19 zu 19
Stimmen und Stichentscheid des Prasidenten auch die Verlangerung der Nutzung der
Arbeitgeberreserven durch die Arbeitgeber ab, nachdem ein Einzelantrag Gmdr-
Schénenberger (cvp, LU) diese entgegen dem Antrag der Kommissionsmehrheit
aufrechterhalten wollte. Andrea Gmur-Schonenberger hatte argumentiert, dass
dadurch den Arbeitgebenden geholfen werden kénne, ohne dass jemand belastet
wirde.

In Zusammenhang mit der Regelung zur EO standen gemass dem Kommissionssprecher
die Entschadigungen fiir Lohnzahlungen von Unternehmen an ihre Mitarbeitenden im
Zuge von Covid-19-Massnahmen des Bundes. Der Nationalrat hatte sich fir eine solche
Entschadigung entschieden und eine Minderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) wollte
diesem Beispiel folgen, die SGK-SR-Mehrheit empfahl hingegen deren Ablehnung. Da es
sich bei einer vom Bund verhéangten Quarantdne in der Praxis um ein Arbeitsverbot
handle, musse der Bund die Unternehmen fir die anfallenden Lohnkosten
entschadigen, betonte Marina Carobbio Guscetti. Kommissionssprecher Rechsteiner
entgegnete, dass fur geféhrdete Personen nicht in erster Linie eine Quaranténe,
sondern Massnahmen, welche eine Weiterarbeit der Betroffenen erlaube (wie zum
Beispiel Homeoffice), angeordnet wiirden. Durch die vorgeschlagene Regelung héatten
die Arbeitgebenden jedoch einen Anreiz, die Mitarbeitenden an der Arbeit zu hindern,
anstatt sie dabei zu schitzen. Mit 24 zu 13 Stimmen lehnte der Rat den
Minderheitsantrag ab.

Bei den Massnahmen zur ALV lehnte die Kommission die Ausdehnung der EO auf
Personen auf Abruf, in Arbeitsverhaltnissen auf Dauer, in Lehrverhaltnissen sowie im
Dienste von Temporarfirmen ab, wie sie der Nationalrat zuvor hinzugeftgt hatte. In
einem Einzelantrag machte sich Marina Carobbio Guscetti daflr stark, diese
Ausdehnung beizubehalten, um diese Personen, in «prekéren Arbeitsverhaltnissen» zu
unterstitzen. Bundeskanzler Thurnherr argumentierte einerseits, dass Temporararbeit
sehr missbrauchsanfallig sei, und beflrchtete andererseits, dass diese
Arbeitsverhaltnisse durch eine solche Besserstellung noch geférdert wirden. Mit 26 zu
13 Stimmen folgte der Rat den Ausfihrungen des Bundeskanzlers und dem Antrag der
Kommission. Auch zwei Minderheitsantrage Graf, die Vorschlage aus dem Erstrat
aufnahmen, waren nicht erfolgreich: Mit 25 zu 14 Stimmen lehnte der Stdnderat einen
héheren Lohnersatz bei tiefen Léhnen (entsprechend dem Minderheitsantrag Maillard
(sp, VD) im Nationalrat) ab, mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach er sich gegen
die finanzielle Unterstltzung von familienergédnzenden Institutionen (gemass den
Antragen Feri (sp, AG) und Weichelt-Picard (al, ZG) im Nationalrat) aus.

Die Ubrigen Massnahmen waren deutlich weniger umstritten. Bei den Massnahmen im
Bereich der Gesundheitsversorgung schlug Jakob Stark (svp, TG) in einem Einzelantrag
vor, den Personen, die sich vor einem durch diesen Artikel ausgeldsten
Impfobligatorium und der Zulassung von ausserordentlich zugelassenen Impfungen
flrchteten, entgegenzukommen und ihren Bedenken Rechnung zu tragen, indem man
ausdricklich festhalten sollte, dass im Ausnahmeverfahren zugelassene Impfstoffe nicht
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dem Impfobligatorium geméss Epidemiengesetz (Art. 6, Absatz 2 Buchstabe d)
unterliegen sollen. Damit konnte die Akzeptanz des Gesetzes erhdht werden, betonte
er. Von diesem Vorschlag zeigte sich Kommissionssprecher Rechsteiner gar nicht
Uberzeugt. Die Annahme dieses Antrags ware ein «Eigengoal erster Gite», betonte er.
Das Covid-19-Gesetz habe «null und nichts» mit Impfen zu tun, es gehe lediglich um die
vereinfachte Zulassung von Arzneimitteln, nicht von Impfstoffen. Bundeskanzler
Thurnherr betonte zudem, dass es beim Impfobligatorium gemass Epidemiengesetz
ausschliesslich um Personen mit Betreuungsfunktionen gehe. Zudem sei eine
vereinfachte  Zulassung von Impfstoffen aufgrund der Konzeption des
Heilmittelgesetzes nicht maoglich, wie ihm das BAG versichert habe. Mit 33 zu 6
Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag Stark in der Folge ab.

Stdnderat Minder beantragte Uberdies, die Moglichkeit des Bundesrates zur
Direktvermarktung von wichtigen medizinischen Gutern aus dem Gesetz zu streichen.
Dass wahrend der Corona-Krise zu wenig medizinische Glter wie Desinfektionsmittel
vorhanden gewesen seien, heisse nicht, dass der Staat flr deren Vermarktung zustandig
sein und damit die freie Privatwirtschaft konkurrenzieren solle, kritisierte er. Der
Bundeskanzler betonte jedoch, dass es hier lediglich darum gehe, dass der Bund, wenn
er wie im Fruhling Guter beschaffen misse, diese bei der Riuckkehr zur normalen Lage
auch dann an die Verbraucher im Gesundheitswesen oder die Kantone abgeben kénne,
wenn er dafur Marktpreise gezahlt hatte. Es wirden aber keine medizinischen Guter
direkt an die Endkunden verkauft. Mit 33 zu 6 Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag
Minder ab.

Dann wollte die SGK-SR die Moglichkeit des Bundesrates, medizinische Tatigkeiten
einzuschréanken oder zu verbieten, nur auf Falle beschranken, die nicht dringend sind
und deren Aufschub keine Konsequenzen fur die Gesundheit der Patientinnen und
Patienten mit sich bringen. Diesen Punkt wolle man einfach explizit im Gesetz
ausfuhren, betonte Kommissionssprecher Rechsteiner. Der Bundeskanzler zeigte sich
von der Formulierung nicht begeistert: Entweder gebe es «keine nicht dringlichen
Eingriffe, deren Nichtausfihrung schadliche Konsequenzen beim Patienten nach sich»
z6gen, weil sie sonst ja dringlich wéren, oder alle moglichen Konsequenzen einer
Nichtbehandlung wiirden einen sofortigen Eingriff nétig machen. Mit 31zu 1 Stimme (bei
1 Enthaltung) sprach sich der Standerat dennoch fir die Préazisierung aus. Alle Gbrigen
Anderungen des Nationalrats hiess der Standerat stillschweigend gut.

In der Auslander- und Asylpolitik wurden einige im Nationalrat abgelehnte
Forderungen wieder aufs Tapet gebracht. So schlug die Kommission entsprechend dem
Minderheitsantrag Crottaz (sp, VD) im Nationalrat vor, die Fristerstreckung auf weitere
Bereiche auszudehnen, was der Rat stillschweigend annahm. Ohne Diskussion sprach
sich der Rat auch flur die vom Nationalrat geschaffene Ausnahme fir Familiennachzug
und Konkubinate aus. Eine Minderheit Sommaruga wollte zudem mit einer sehr offenen
Formulierung festhalten, dass der Bundesrat bei Grenzschliessung die Reisefreiheit der
Grenzgéngerinnen und Grenzgénger sowie der Einwohnerinnen und Einwohner des
Grenzgebiets «bestmoglich» gewahrleistet. Damit wolle er der im Frihjahr
aufgetretenen Problematik Rechnung tragen, als viele Personen Probleme bekamen,
zum Beispiel weil sie auf der anderen Seite der Grenze arbeiteten, zur Schule gingen
oder Familienmitglieder besuchen wollten. Dem pflichteten Maya Graf und Charles
Juillard (cvp, JU) als weitere Vertretende von Grenzregionen bei, wédhrend Marco Chiesa
aus gegenteiliger Perspektive des Tessins vertrat: Im Tessin sei man vielmehr hilflos
gewesen, weil die Grenzen nicht hatten geschlossen werden kénnen. Mit 28 zu 10
Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte der Rat dem Antrag Sommaruga zu.

Bei den insolvenzrechtlichen Massnahmen schlug die Kommission vor, dass der
Bundesrat neben dem Nachlassvertrag und der Stundung auch bei der Anzeigepflicht
bei Kapitalverlust und Uberschuldung vom Gesetz abweichende Regeln erlassen kénnen
soll. Der Bundeskanzler sprach sich im Namen des Bundesrates aufgrund des
Glaubigerschutzes gegen diesen Antrag, der mit einer Motion Ettlin (Mo. 20.3418)
Ubereinstimme, aus. Der Glaubigerschutz sei mit der entsprechenden
Sofortmassnahme eingeschrankt worden, nun kénne man diese Massnahme aber nicht
beliebig lange fortsetzen. Auch in der Vernehmlassung seien entsprechende Bedenken
geaussert worden. Mit 31 zu 5 Stimmen nahm der Stdnderat den Vorschlag dennoch an.
Stattdessen strich der Standerat auf Antrag der Kommission stillschweigend die vom
Nationalrat geschaffene Moglichkeit, die Haftung von Transporteuren fur die Zollschuld
bei Konkursen der Empfanger oder Importeure wegen Covid-19 zu streichen.

Zum Abschluss der Debatte behandelte der Rat noch einen Einzelantrag Stark, der das
Covid-19-Gesetz nur bis Ende September 2021, statt wie vom Bundesrat vorgeschlagen
bis Ende Dezember 2021 laufen lassen wollte. Da die Covid-19-Krise im Sommer 2021
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mit grosser Wahrscheinlichkeit vorbei sein werde, solle das Gesetz nicht noch bis Ende
Jahr glltig bleiben, argumentierte Jakob Stark. Durch die verklrzte Gultigkeit sende
man der Schweizer Bevdlkerung ein positives Signal, dass man das Notrecht zeitlich
moglichst begrenzt halten wolle. Mit 30 zu 8 Stimmen folgte der Standerat jedoch der
Kommissionsmehrheit und beliess die Frist bei Ende 2021.

Mit 33 zu 1 Stimme (bei 4 Enthaltungen) sprach sich schliesslich die Uberwiegende
Mehrheit des Standerats fir das Covid-19-Gesetz aus. Die ablehnende Stimme stammte
von Thomas Minder (parteilos, SH) und die Enthaltungen von Mitgliedern SVP und einem
Mitglied der CVP. ¢

Stupéfiants

Anlésslich der Herbstsession 2020 befasste sich der Stdnderat erstmals mit einer
Anderung des BetmG, welche Studien zur Cannabisabgabe erméglichen soll. Johanna
Gapany (fdp, FR) erlduterte ihren Ratskolleginnen und -kollegen die Uberlegungen der
SGK-SR. Sie betonte die Wichtigkeit der im Rahmen der Studien gesammelten Daten, da
diese als Grundlage fur politische Entscheide und fur die Ausarbeitung einer
Suchtstrategie dienten. In die gleiche Richtung argumentierte Maya Graf (gp, BL), die
der Ansicht war, dass «auf wissenschaftlicher Basis Erfahrungen [..] im Umgang mit
einem Problem», welches allgemein anerkannt sei, man allerdings nicht unter Kontrolle
habe, gesammelt werden kénnten. Eine Minderheit rund um Peter Hegglin (cvp, ZG)
teilte diese Meinung indes nicht. So vertrat Hegglin den Standpunkt, dass Drogen flr die
Gesundheit schadlich seien - unabhangig davon, ob sie vom Staat abgegeben wirden
oder vom Schwarzmarkt stammten. Die Gesetzesanderung beabsichtige nicht, «die
Leute von Cannabis wegzubringen». Zielfihrender sei es daher, das Geld in
Praventionsprojekte  zu investieren. Er beantragte daher Nichteintreten.
Gesundheitsminister Berset wiederum gab zu bedenken, dass die derzeit betriebene
Repressionspolitik nicht sehr erfolgreich sei, mit der Gesetzesanderung den Behdrden
jedoch eine Moglichkeit gegeben werde, das Problem rund um den Cannabiskonsum
besser zu erfassen und bewaltigen zu kénnen. Der Nichteintretensantrag wurde mit 31
zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt. In der Detailberatung folgte die kleine
Kammer ihrer vorberatenden Kommission und beschloss, die nationalratliche
Forderung, dass lediglich Schweizer Bio-Cannabis verwendet werden durfe, mit einem
«wenn moglich»-Zusatz abzuschwachen. Damit schickte sie das Bundesratsgeschaft
mit einer Differenz an den Nationalrat zurtick. ’

In der Sommersession 2021 war es erneut am Stidnderat, die Vorlage zum
Tabakproduktegesetz zu beraten. Dabei galt es, Uber gut 20 Differenzen zum
Nationalrat zu befinden. Dieser hatte in seiner Behandlung insgesamt weniger
weitreichende Regelungen beschlossen als das Stockli in seiner ersten Beratung.
Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) erklarte, dass der Mehrheit der SGK-SR der
Jugendschutz und die Ratifizierung des WHO-Ubereinkommens ein Anliegen sei. Um
dieses nicht zu gefahrden, mochte die Kommission an einigen Artikeln festhalten oder
unterbreite gangbare Kompromisse. Wie sich jedoch im Verlaufe der Behandlung zeigen
sollte, folgte die kleine Kammer mehrfach Minderheits- und Einzelantragen, welche
weniger weit gehen wollten als die Kommissionsmehrheit.

Bezliglich Zusammensetzung der Tabakprodukte und ihrer Emissionen sprach sich der
Stédnderat mit 26 zu 18 Stimmen flr einen Minderheitsantrag Muller (fdp, LU) aus, der
das vom Nationalrat vorgesehene Mentholverbot streichen wollte. Gemaéass Muller
bestehen «keine gefestigten wissenschaftlichen Erkenntnisse» zum
Abhangigkeitspotenzial solcher Stoffe. Die Kommissionsmehrheit hatte eine Lésung
vorgesehen, die das Verbot auf Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen beschrankt,
elektronische Zigaretten, erhitzte Tabakprodukte und Snus hingegen von der Regelung
ausgeklammert hatte. Weiter hielt das Stockli an seinem Beschluss fest, dass nicht der
Bundesrat Uber die verbotenen Zutaten bestimmen kénnen soll, sondern dass diese im
Gesetzesanhang aufzufliihren seien.

Bei der Verpackung wollte die Kommission an der bundesratlichen und stéanderéatlichen
Fassung zur Produktinformation, welche auf resp. in der Verpackung enthalten sein soll,
festhalten. Jedoch setzte sich im Rat ein Einzelantrag Francais (fdp, VD), welcher wie
die Nationalratinnen und -réate wollte, dass nur die wichtigsten Informationen auf der
Packung enthalten seien und fir den Rest beispielsweise auf eine Internetseite
verwiesen werde, mit 23 zu 21 Stimmen durch. Damit sollte die Notwendigkeit von
grosseren Verpackungen und einer unnétigen Erhdhung des CO2-Fussabdrucks der
Produkte verhindert werden.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.22

1



Im Kapitel zur Werbung, Verkaufsférderung und Sponsoring kam der Stédnderat dem
Nationalrat weitgehend entgegen. Mit 256 zu 17 Stimmen stimmte er flir einen
Einzelantrag Z'graggen (mitte, UR), die gleich wie die grosse Kammer forderte, dass
Werbung in Zeitungen, Zeitschriften und auf Internetseiten, die sich direkt an
Minderjahrige richten, untersagt werden solle. Vom Zusatz «die von Minderjahrigen
eingesehen werden», wie es die erste standeratliche Fassung beinhaltet hatte, wurde
abgesehen, da daraus gemass Z'graggen ein totales Werbeverbot resultieren wirde.
Weiter kippte die kleine Kammer das generelle Werbeverbot in Zeitungen,
Zeitschriften, anderen Publikationen und im Internet aus dem Entwurf, indem sie im
entsprechenden Punkt mit 20 zu 20 Stimmen und dem Stichentscheid des
Ratsprasidenten Kuprecht (svp, SZ) dem Nationalrat folgte. Hans Stocklis (sp, BE)
Warnung, dass dadurch ein Ruckzug der Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen vor Tabakwerbung» unwahrscheinlich werden durfte, und
Gesundheitsminister Bersets Bedenken, dass sich eine Ratifizierung des WHO-
Ubereinkommens unter diesen Umstanden schwierig gestalte, blieben wirkungslos.
Untersagt werden soll hingegen, wie vom Nationalrat vorgeschlagen, die Werbung auf
von oOffentlichem Grund aus einsehbaren Plakaten, in Kinos, in und an &6ffentlichen
Verkehrsmitteln, in und an Gebduden mit 6ffentlichem Zweck und deren Arealen sowie
auf Sportplatzen und bei Sportveranstaltungen. Stillschweigend folgte die kleine
Kammer dem Nationalrat zudem bezuglich Sponsoring durch Tabakfirmen, das nicht nur
bei Veranstaltungen internationaler Natur verboten werden soll, sondern auch, falls die
Veranstaltungen auf Minderjahrige abzielten. Die bestehende Differenz zwischen den
zwei Raten bei der Verkaufsférderung konnte indes nicht beseitigt werden. Mit 22 zu 16
Stimmen (bei 1 Enthaltung) hielt das Stockli an seinem Beschluss fest, dass das
Verkaufsforderungsverbot nicht nur Tabakprodukte zum Rauchen, sondern auch E-
Zigaretten und «Gegenstande, die eine funktionale Einheit mit einem Tabakprodukt
bilden», einschliessen soll. Dass Zigarren und Zigarillos davon ausgenommen werden
sollen, hiess die kleine Kammer hingegen gut. Ferner beharrte der Stdnderat auf seiner
Meinung, dass die Kantone Uber die Kompetenz verfligen sollen, strengere
Werbevorschriften zu erlassen.

Eine weitere Differenz zwischen den beiden Raten bestand im Zusammenhang mit der
Meldepflicht von Ausgaben fiir Werbung, Verkaufsférderung und Sponsoring. Die
Kommissionsmehrheit schlug einen Mittelweg zwischen der nationalratlichen Position,
auf eine Meldepflicht génzlich zu verzichten, und der ursprunglichen standeréatlichen
Fassung, welche nach den einzelnen Bereichen aufgetrennte Meldungen vorsah, vor.
Konkret sollten Unternehmen lediglich zur Nennung eines einzigen Betrages fur
Marketingaktivitdten verpflichtet werden. Auch sollte es moglich sein, den Betrag in
aggregierter Form, beispielsweise als Summe einer ganzen Branche, zu melden. Die
Mehrheit des Stadnderats liess sich jedoch nicht davon Uberzeugen und folgte
stattdessen mit 24 zu 20 Stimmen einer Minderheit Gapany (fdp, FR), welche sich fir
die Version des Nationalrates einsetzte.

Schliesslich kam der Stianderat der Forderung des Nationalrates auf eine Anderung im
Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen, welche das Verwenden von E-Zigaretten
und Tabakprodukten zum Erhitzen in Restaurations- und Hotelbetrieben sowie in
spezialisierten Verkaufsgeschaften in gewissen Zonen erlauben wollte, mit 39 zu 2
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nicht nach. Zudem beschloss das Stéckli auf Antrag seiner
Kommission neu, das Tabakproduktegesetz als indirekten Gegenvorschlag zur
Volksinitiative «Kinder und Jugendliche ohne Tabakwerbung» zu klassifizieren.

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises
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Politique culturelle

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Standerat in der Herbstsession 2020 mit
den Beratungen zur Kulturbotschaft 2021-2024. Grundlegend unterstutze die WBK-SR
die Stossrichtung, die der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Sie sei eine konsequente
Weiterfihrung der strategischen Schwerpunkte der letzten Kulturbotschaft 2016-2020,
eroffnete Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) die Eintretensdebatte. So
schatze die Kommissionsmehrheit etwa insbesondere die Férderung des in der letzten
Kulturbotschaft eingeflihrten Programms «Jugend und Musik». Kulturminister Alain
Berset betonte, dass der Bundesrat in Anbetracht der Covid-19-bedingten Probleme im
Kulturbereich auf Kontinuitdt setzen und auf den Grundsdtzen der letzten
Kulturbotschaft aufbauen mochte - namentlich bei der Stérkung der kulturellen
Teilhabe, dem sozialen Zusammenhalt und der Unterstltzung des kreativen Schaffens
und der Innovation. Fur die Diskussionen sei es aber zentral, dass die Corona-
Notfallhilfen die zuktnftige Forderung der Kultur nicht beeinflussten.

Umstritten waren, wie bereits im Nationalrat, einzig die Anderungen im Filmgesetz,
weshalb die WBK-SR in Absprache mit ihrer Schwesterkommission und dem Buro-SR
entschieden hatte, den «heissen Streifen» (Michel) ausserhalb der Kulturbotschaft zu
behandeln. Auch der Bundesrat sprach sich fur die Herauslosung der Revision des
Filmgesetzes aus, da die Vorlage bereits in der Vernehmlassung umstritten gewesen sei.
Entsprechend trat der Standerat seiner Kommission folgend ohne Gegenantrag auf alle
vom Bundesrat vorgeschlagenen acht Finanzierungsbeschlisse - welche sich insgesamt
auf Kosten von CHF 934.5 Mio. beliefen - und auf vier der finf Gesetzesdnderungen
ein.

In der Detailberatung zeigte sich die grundlegende Zustimmung zum Entwurf. So folgte
der Stéanderat mehrheitlich den Vorschlagen des Bundesrates oder den Beschlissen
des Nationalrates, welcher hauptsichlich Anderungen an der Hoéhe der
Finanzierungsbeschllsse vorgenommen hatte. Insgesamt schuf der Standerat nur zwei
Differenzen zum Nationalrat.

Eine erste Differenz schuf der Stédnderat bei der Hohe der Finanzhilfen des BAK. Der
Bundesrat hatte hierfir Gelder in der Hohe von CHF 145.1 Mio. vorgesehen, der
Nationalrat hatte diesen Betrag jedoch zugunsten von «Memoriav» um CHF 1.2 Mio.
erhdht. Eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) wollte den Betrag fir Memoriav
aufgrund von dessen zentraler Rolle im audiovisuellen und akustischen Bereich gemass
Nationalrat erhéhen.

Dieselbe Minderheit forderte eine Erhdhung der Finanzhilfen fir die «Fotostiftung der
Schweiz» um CHF 800'000. So habe etwa die EDK darauf hingewiesen, wie wichtig
Erinnerungspolitik sei, welche die schweizerische Fotostiftung durch regelméassige
Ausstellungen zu wichtigen Fotobestanden des Bundes fordere.

Gemass Kommissionssprecher Michel wollte eine knappe Mehrheit der WBK-SR in
beiden Punkten der Fassung des Bundesrates folgen. Zum einen erachtete die Mehrheit
eine Erhdhung der Mittel zugunsten von Memoriav nicht als nétig, da die SRG neu selbst
fur die Archivierung ihres Materials verantwortlich sei, wodurch der Bundesauftrag
kleiner geworden sei fur die Organisation. Zum anderen sehe die Mehrheit ein, dass bei
der Schweizer Fotostiftung zwar Finanzbedarf bestehe, aber die bei Memoriav frei
gewordenen finanzielle Mittel kénnten die Kosten der Schweizer Fotostiftung
zumindest grosstenteils auffangen, wie Michel argumentierte. Berset fugte hinzu, dass
in der Fassung des Bundesrates bereits eine Erhéhung der Mittel um CHF 800'000 fur
die Schweizer Fotostiftung enthalten seien. In der Folge hiess der Standerat nur die
Erhdhung des Betrags flr die schweizerische Fotostiftung mit 35 zu 4 Stimmen (bei 1
Enthaltung) gut.

Im Bereich Sprache und Verstindigung befasste sich der Stédnderat mit zwei
Minderheitsantréagen fur eine Erhdhung des Budgets und schuf eine weitere Differenz
zum Nationalrat. Die Mehrheit der WBK-SR wollte hier der bundesratlichen Version
folgen, welche einen Zahlungsrahmen von CHF 68.8 Mio. vorgesehen hatte. Eine
Minderheit | Carobbio Guscetti (sp, Tl) verlangte, dem Nationalrat zu folgen, der fir die
Foérderung der réatoromanischen Sprache zusatzlich CHF 1.2 Mio. zugesagt hatte. Diese
Vorlage sei ein «Kernelement der Kulturbotschaft», da es hier um die Stérkung des
nationalen Zusammenhalts durch die Forderung der Mehrsprachigkeit gehe,
begriindete die Minderheitensprecherin ihren Antrag. Es sei wichtig, dass auch der
grosse Teil der ratoromanisch sprechenden Menschen, die ausserhalb des Kantons
Graublinden lebten, geférdert wirden, woflr es mehr Mittel als die CHF 0.4 Mio.,
welche der Bundesrat vorgesehen hatte, brauche.

Eine Minderheit Il Gapany (fdp, FR) verlangte zusétzliche Mittel in der Hohe von CHF 10
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Mio. fur die Forderung der Strategie «Austausch und Mobilitat». Ziel dieses Programms
sei es, Sprachaufenthalte von Schulerinnen und Schilern sowie von Lernenden und
Lehrpersonen in der Schweiz zu férdern. Dieses Programm werde aber bisher nur von
drei Prozent der Jugendlichen genutzt, dies obwohl die Schulzeit der ideale Zeitpunkt
flr einen solchen Austausch und das Erlernen einer Sprache sei. Zudem sei er enorm
wichtig fur den Erhalt der Sprachenvielfalt und fur die Férderung des Zusammenhalts
zwischen den Schweizer Sprachregionen, welche ein wichtiger Pfeiler der Schweizer
Identitat sei, argumentierte Gapany. Bundesrat Alain Berset machte das Problem aber
nicht bei den Finanzen, sondern bei den fehlenden organisatorischen Strukturen aus,
welche zuerst aufgebaut werden missten. Im Stédnderat obsiegte schliesslich die
Minderheit Il Gapany mit 26 zu 17 Stimmen gegen die Minderheit | Carobbio Guscetti.
Letztere hatte sich zuvor mit 37 zu 4 Stimmen (2 Enthaltung) klar gegen die
Kommissionsmehrheit durchgesetzt.

Neben den Minderheitsantréagen fir eine Erhdhung der Mittel stellte Jakob Stark (svp,
TG) funf Minderheitsantrage auf Kirzungen des vom Bundesrat vorgeschlagenen
Budgets. Konkret wollte Stark die geplante reale Erhéhung der Mittel - CHF 34.7 Mio. -
Uber funf Bereiche hinweg kirzen. Es kdnne nicht sein, dass gleichzeitig ein «Covid-19-
Notgesetz» verabschiedet und das Kulturbudget erhéht wirde. Er sei nicht gegen die
Covid-19-Unterstitzung im Kulturbereich und unterstutze die Richtung der
Kulturbotschaft, jedoch erfordere die Covid-19-Pandemie auf allen Seiten Opfer,
sodass momentan lediglich die reine Sicherung des Status quo moglich sei. Gemass
Kommissionssprecher Michel erachte die Mehrheit der WBK-SR das vom Bundesrat
vorgesehene Wachstum von 2.6 Prozent (einschliesslich Teuerung) im Kulturbereich
hingegen als angemessen. Auch so werde der Grossteil der Kulturfinanzierung weiterhin
von den Kantonen, Gemeinden und Privaten geleistet, zudem setze die Kultur
weitgehend auf freiwilliges Engagement. Weiter sei es nicht angebracht, praventiv
Kirzungen aufgrund potenzieller pandemiebedingter Mehrkosten vorzunehmen - die
Kulturbotschaft sei ein ordentliches Geschéaft und dirfe nicht mit der
ausserordentlichen Lage der Pandemie vermischt werden. Der Standerat lehnte in der
Folge sémtliche Antrage von Jakob Stark ab.

In den Gesamtabstimmungen hiess die kleine Kammer alle Ausgaben und
Gesetzesentwlrfe einstimmig oder mit vereinzelten Gegenstimmen und Enthaltungen
gut, womit 10 der 12 Vorlagen bereinigt werden konnten. Die beiden anderen Vorlagen
gingen mit den beschlossenen Differenzen zurlck an den Nationalrat. *

Noch in der Herbstsession 2020 bereinigte das Parlament die verbliebenen zwei
Differenzen der Kulturbotschaft 2021-2024.

Bei der ersten Differenz handelte es sich um die Frage, wie hoch die Finanzhilfen des
BAK ausfallen sollten. Der Nationalrat wollte das bundesratliche Budget um CHF 1.2 Mio.
fur «Memoriav» aufstocken, der Standerat stattdessen um CHF 800'000 fur die
schweizerische Fotostiftung. Eine Mehrheit der WBK-NR wollte an der nationalratlichen
Version festhalten, da sie die Foérderung von «Memoriav» als dringend notwendig
erachtete, wahrend eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) in Anbetracht der tieferen
Aufgabenlast von Memoriav, weil der SRG neu die Archivierung selbst durchfuhrt, auf
eine Aufstockung verzichten wollte. Die dadurch freiwerdenden Mittel kénnten bei der
Schweizer Fotostiftung eingesetzt werden, wie Gutjahr argumentierte. Mit 99 zu 96
Stimmen  (bei 3  Enthaltungen) folgte der Nationalrat knapp seiner
Kommissionsmehrheit. Ebenfalls erfolglos (mit 114 zu 81 Stimmen bei 3 Enthaltungen)
blieb eine Minderheit Fivaz (gp, NE), welche auch die vom Standerat beschlossene
Aufstockung fur die Fotostiftung vornehmen wollte.

Der Stéanderat folgte daraufhin stillschweigend der Version des Nationalrates, womit die
erste Differenz beseitigt werden konnte. Es liege in der Entscheidungsmacht des
Bundesrates, welcher Organisation welche Betrage zugesprochen wuirden, hatte
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zuvor erlgutert.

Beim Bundesbeschluss Uber den Zahlungsrahmen fir den Bereich «Sprache und
Verstandigung» sprach sich die WBK-NR erneut fir die nationalratliche Aufstockung
zur Férderung der ratoromanischen Sprache und gegen die standerétliche Aufstockung
fir die Strategie «Austausch und Mobilitat» aus, wahrend eine Minderheit Locher
Benguerel (sp, GR) die zusatzlichen Mittel fir Sprachaufenthalte sprechen wollte - auch
in Anbetracht einer angenommenen Motion der WBK-NR (Mo. 20.3918). Der Nationalrat
folgte seiner Kommissionsmehrheit, woraufhin der Stdnderat auch diesem Entscheid
beipflichtete. Mit 23 zu 21 Stimmen sprach er sich in Ubereinstimmung mit der
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Kommissionsmehrheit gegen einen Kompromissvorschlag von Johanna Gapany (fdp, FR)
fur eine um die Halfte reduzierte Aufstockung um CHF 5 Mio. aus.

Da damit alle Differenzen bereinigt waren, war die Vorlage noch in derselben Session
fir die Schlussabstimmungen bereit. Abgestimmt werden musste derweil nur noch
Uber die vier Bundesgesetzesdnderungen, da die bereits genehmigten Finanzbeschllsse
nicht dem Referendum unterlagen und somit keine Schlussabstimmungen nétig waren.
Beide Kammern nahmen in der Folge alle vier Gesetzesanderungen deutlich mit
einzelnen Gegenstimmen und Enthaltungen, oder gar einstimmig an. Alle Stimmen
gegen die Vorlagen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Als einziges Geschaft
der Kulturbotschaft 2021-2024 war somit die Revision des Filmgesetzes noch offen, mit
welcher sich der Standerat in der Sommersession 2021 als Zweitrat befasste. ©

Nachdem der Standerat die Revision des Bundesgesetzes iiber Filmproduktion und
Filmkultur (Filmgesetz, FiG) in der Herbstsession 2020 aus der Kulturbotschaft 2021-
2024 herausgelost hatte, behandelte er sie erstmals in der Sommersession 2021 im
Detail. In der Zwischenzeit hatte die WBK-SR ihre Vorberatung im Februar 2021
unterbrochen, um weitere Informationen der Verwaltung zu den Auswirkungen der
vorgesehenen Investitionspflicht in unabhangige Schweizer Filme abzuwarten. Ende
April 2021 konnte die Kommission ihre Vorberatung abschliessen.

Wie Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zu Beginn der Eintretensdebatte
erklarte, stehe der Schweizer Film vor diversen Herausforderungen. So wirden etwa
auslandische Koproduktionen trotz der im Rahmen der Kulturbotschaft 2016-2020
eingefuhrten Filmstandortférderung zunehmend stagnieren. Gleichzeitig steige die
Konkurrenz flur Schweizer TV-Sender durch Online-Streamingplattformen wie Netflix,
die Uberdies trotz enormer Wertschopfung in der Schweiz keiner Filmférderpflicht
unterstiinden. Die aktuelle Gesetzesrevision sollte daher «gleich lange Spiesse fur alle»
schaffen, wie Kulturminister Berset erklérte. Eintreten war derweil unbestritten.

In der Detailberatung schuf der Standerat bei finf Minderheitsantréagen insgesamt vier
Differenzen zum Nationalrat.

Die erste Differenz betraf die Frage, ob gewinnorientierte Unternehmen finanzielle
Unterstiitzung vom Bund erhalten sollen oder nicht. Dabei folgte der Stdnderat mit 27
zu 17 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit und entschied, diese Unternehmen nicht
komplett von der Unterstitzung auszuschliessen, sondern einmalige Betriebsbeitréage,
etwa an spezifische Projekte wie die kommerziellen Filmfestivals in Locarno oder
Zurich, weiterhin zu erlauben. Der Nationalrat hatte entschieden der Version des
Bundesrates zu folgen und diese Unternehmen auszuschliessen. Eine Minderheit um
Johanna Gapany (fdp, FR) hatte erfolglos gefordert, die Unterstitzung ohne
Einschrankungen zu erlauben.

Zweitens stellte sich die Frage, welche Unternehmen von der Investitionspflicht
ausgeschlossen werden sollten. Eine Minderheit Wirth (mitte, SG) wollte hier dem
Nationalrat folgen und Schweizer TV-Anbietende und Netzbetreibende ganzlich von der
Investitionspflicht befreien. Eine Kommissionsmehrheit wollte hingegen nur die SRG
von der Investitionspflicht ausnehmen. Deren Ausnahme sei  gemass
Kommissionssprecher Michel legitim, weil sie im Rahmen des Bundesgesetzes Uber
Radio und Fernsehen (RTVG) bereits  einen eigenen, umfassenden
Filmforderungsauftrag habe. Der Standerat folgte mit 31 zu 13 Stimmen (bei 1
Enthaltung) der Mehrheit und beschrénkte die Ausnahme auf die SRG.

Am umstrittensten war schliesslich die Frage der Hohe der Investitionspflicht und der
Schaffung einer Ersatzabgabe. Dass es eine Abgabe geben solle, welche Uber vier Jahre
hinweg getatigt werden muss, wie es der Nationalrat vorgeschlagen hatte, sei geméss
Michel in der Kommission als einziges unbestritten - zu den restlichen Punkten lagen
dem Standerat drei Minderheitsantrage vor.

Die Mehrheit der WBK-SR wollte geméass Michel auf die 4 Prozent bestehen und daflr
die Moglichkeit zur Anrechenbarkeit von Werbeleistungen von maximal CHF 500'000
einfuhren. Gemass Verwaltung wirde dies auf eine Erhdhung der Mittel um etwa CHF 18
Mio. hinauslaufen, was gemass Kommissionsmehrheit angemessen sei. Ginge man
tiefer, sei zu erwarten, dass keine der antizipierten Effekte fur den Schweizer Film
erreicht werden wirden, wie Michel zu Bedenken gab.

Eine Minderheit GmUr-Schdénenberger (mitte, LU) beantragte, dem Bundesrat zu folgen,
die Investitionspflicht auf mindestens 4 Prozent festzulegen und die Méglichkeit einer
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Ersatzabgabe beizubehalten. Die Einnahmen aus dieser Ersatzabgabe wirden dann an
das BAK fliessen, welches diese Gelder zweckgebunden fur die Filmférderung einsetzen
sollte. Bereits bei der im Rahmen des RTVG eingefuhrten Abgabepflicht fir Schweizer
TV-Sender sei es kaum zu Ersatzabgaben gekommen, da der Anreiz der direkten
Investition gross genug sei, erklarte Gmur-Schoénenberger ihren Antrag. Die
Nachzahlung gemass Kommissionsmehrheit wirde hingegen lediglich zu mehr
Blrokratie flhren.

Jakob Stark (svp, TG) machte mit einer weiteren Minderheit einen Kompromissvorschlag
zwischen dem Bundesrat (4%) und dem Nationalrat (1%), wobei die Investitionshéhe 2
Prozent betragen sollte.

Die dritte Minderheit um Benedikt Wirth stellte die Frage, welche Leistungen an die
Investitionspflicht angerechnet werden kénnen sollen. Er forderte, dass
Eigenproduktionen zu mindestens 50 Prozent angerechnet werden kénnten, womit die
Situation der regionalen und nationalen TV-Sender verbessert werden koénnte. Die
Kommissionsmehrheit lehnte diese Forderung ab, weil damit das eigentliche Ziel dieser
Gesetzesrevision - das unabhangige Filmschaffen in der Schweiz zu férdern - verfehlt
wlrde. Da unter Eigenproduktionen auch Formate wie Reality Shows oder Werbungen
verstanden werden kénnten, profitierten von dieser Regelung gemass Michel
mehrheitlich auslandische Werbefenster und Online-Dienste. Der Nationalrat war dem
Bundesrat gefolgt, welcher keine solchen Anrechnungen vorgesehen hatte.

In der Folge setzte sich die Minderheit Gmur-Schonenberger gegen die
Kommissionsmehrheit (mit 23 zu 22 Stimmen) durch, wahrend die Minderheit Stark (31
zu 14 Stimmen) und die Minderheit Wirth (29 zu 16 Stimmen) abgelehnt wurden. Damit
beschloss der Standerat folglich, eine Investitionspflicht von 4 Prozent mit der
Méglichkeit einer Ersatzabgabe einzuflhren. Angerechnet werden durften zudem
Werbeleistungen bis zu CHF 500'000, aber keine Eigenproduktionen. Damit schuf der
Stdnderat die zwei letzten Differenzen zum Nationalrat.

In der Gesamtabstimmung nahm der Stdnderat den Entwurf mit 35 zu 9 Stimmen (bei 1
Enthaltung) an und gab ihn mit vier offenen Differenzen zurlck an die grosse Kammer. ™
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